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O S T E R M U N D I G E N

Suizid während
Durchsuchung
pkb/brg. Währenddem die Kan-
tonspolizei seine Wohnung durch-
suchte, hat sich gestern Morgen im
Rüti-Quartier in Ostermundigen
ein 53-jähriger Schweizer das Le-
ben genommen. Es sei dem Mann
gelungen, nach dem Anziehen der
Schuhe unbemerkt eine beim
Schuh-Reduit deponierte Faust-
feuerwaffe zu behändigen und
sich damit zu erschiessen, teilte
das Untersuchungsrichteramt III
Bern-Mittelland mit. Dieses hatte
die Hausdurchsuchung im Zusam-
menhang mit einem Strafverfah-
ren verfügt. Zum Grund für das
Strafverfahren wurden auf Anfra-
ge keine näheren Angaben ge-
macht. Weitere Abklärungen zum
Vorfall seien im Gange.

A U T O B A H N  A 6

Auto hat sich
überschlagen
pkb. Eine Autofahrerin war gestern
um ca. 13.45 Uhr auf der Auto-
bahn A6 von Muri in Richtung Ru-
bigen unterwegs. Als sie versuch-
te, einem Ballen mit Isolationsma-
terial auszuweichen, der auf der
Fahrbahn lag, verlor sie die Kon-
trolle über ihr Fahrzeug. Wie die
Polizei mitteilt, geriet das Auto auf
die Böschung am rechten Fahr-
bahnrand, überschlug sich und
kam auf dem Pannenstreifen, auf
dem Dach liegend, zum Stillstand.
Die Fahrerin wurde verletzt und
musste mit der Ambulanz ins Spi-
tal gebracht werden. Ihre beiden
Kleinkinder blieben unverletzt.
Das Fahrzeug erlitt Totalschaden.
Eine Spur der Autobahn musste für
eine Stunde gesperrt werden. Die
Polizei bittet um Hinweise unter
Telefon (031) 6344111.

A M T  S E F T I G E N

Neuer SP-Vorstand
pd. An der ordentlichen Delegier-
tenversammlung in Belp hat der
SP Amtsverband Seftigen die fol-
genden Personen für zwei Jahre in
den Vorstand gewählt: als Präsi-
dent Walter Boss (Seftigen), als Vi-
zepräsident Matthias Burkhalter
(Rümligen), als Sekretär Christian
Haueter (Seftigen), als Protokoll-
führerin Ursula Läng (Gerzensee),
als Kassier Stefan Lehmann (Ger-
zensee) und als Medienverant-
wortlichen Tjeerd Coehoorn (Wat-
tenwil). Martin Egger (Belp), Mar-
kus Hofer (Uttigen), Dora Hürli-
mann (Kehrsatz) amten als Beisit-
zende.

K U R Z  B E R I C H T E T

R A I N E R  S C H N E U W LY

S
eit Anfang 1999 die Besitzer
von Schloss Muri zwei Tore
in der Schlossmauer zu-
mauern liessen, vermisst ein

Teil der Muriger Kirchgänger den
traditionellen Kirchweg durch
den Schlosspark. Seit Catherine
und Zygmunt Stankiewicz-von
Ernst diese Durchgänge geschlos-
sen haben, müssen nämlich jene,
die von Norden her zur Kirche
wollen, der viel befahrenen Thun-
strasse entlanggehen, um diese
später vor der Kirche zu überque-
ren und das Gotteshaus von Sü-
den her zu erreichen. 40 Jahre
lang bestand für den bequemen
Weg durch den Park ein öffentli-
ches Wegrecht, bevor dieses vom
Schlossbesitzerpaar wegen Ruhe-
störungen und Vandalismus auf
Ende 1998 gekündigt wurde.

Diese Situation wollten viele
Murigerinnen und Muriger nicht
akzeptieren. Die EVP reichte eine
mit 502 Unterschriften versehene
Petition ein; die Kirchgemeinde
bat den Gemeinderat, mittels Gut-
achten abklären zu lassen, ob ein
Teil des Parks enteignet werden
könnte. Und das Parlament über-
wies im Februar 2000 eine Motion
des Forums, die den Gemeinderat
unter anderem verpflichtete,
Kaufverhandlungen für einen
Streifen Land aufzunehmen. Falls
sich keine einvernehmliche Lö-
sung finden lasse, müsse halt das
Land enteignet werden.

Durchsetzbar, aber . . .
Am kommenden Dienstag

könnte nun die Wiedereröffnung
des Kirchwegs in weite Ferne
rücken. Dann nämlich, wenn das
Parlament dem Antrag des Ge-

meinderats zustimmt, die Motion
des Forums als erledigt abzu-
schreiben. Sie sei zwar bereit, «bei
einer Änderung der Rahmenbe-
dingungen» auf das Problem
zurückzukommen, schreibt Mu-
ris Exekutive. Vorerst aber bean-
trage sie Abschreibung, weil die
Enteignung einen grossen Zeit-
aufwand und hohe Kosten verur-
sachen würde. Dies, obwohl die
Wiedereröffnung des Wegs
«höchstwahrscheinlich» rechtlich
durchsetzbar wäre. Ein Gutach-
ten hatte Ende 1999 ein öffentli-
ches Interesse am Weg ergeben.

Gemeindepräsident Peter Nie-
derhäuser sagt dazu, ein Enteig-
nungsverfahren könnte Muri gut
und gerne 50 000 Franken kosten
und würde sich wohl über mehre-
re Jahre hinziehen. Eine Einigung
mit Herrn und Frau Stankiewicz
scheitere nach wie vor an deren

Widerstand gegen die geplante
Umgestaltung der anderen Stras-
se, die am Schloss vorbeiführt.
Dort, am Hüsistutz, wollen Ge-
meinde und RBS die Strasse ver-
setzen und ein zweites Gleis ein-
bauen. Nach wie vor ist eine Ein-
sprache Stankiewicz’ gegen einen
Teil dieses Projekts hängig. Der
heutige Kirchweg ist für Nieder-
häuser «sicher nicht optimal».
Doch müsse die Gemeinde bei den
Investitionen einfach Prioritäten
setzen. Niederhäuser verweist auf
Aussagen der Geschäftsprüfungs-
kommission, die kürzlich den Ge-
meinderat zu mehr Zurückhal-
tung ermahnte. Im Bericht ans
Parlament steht, die Sanierung
der Schlossmauer und die Abgren-
zung des Kirchwegs mit einer
Hecke und einem Zaun würde
Muri 200 000 Franken kosten. Das
habe ein Vorprojekt gezeigt.

Gegen Enteignung beim Schloss
MURI/Der Gemeinderat will darauf verzichten, den untersten Teil des Schlossparks zu ent-
eignen, um dem Volk auch von Norden her den Zugang zur Kirche zu ermöglichen. Zu teuer
und aufwändig wäre das Verfahren, sagt er. Das letzte Wort hat am Dienstag das Parlament.

W O R B

Ein Businessplan 
für die Gemeinde?
bas. Das Worber Parlament hat
dem Gemeinderat mit der Über-
weisung eines Postulats von Roger
Sigel (fdp) den Auftrag erteilt, die
Ausarbeitung eines Gemeindege-
schäftsplans zu prüfen. Zweck ei-
nes solchen Businessplans sei, die
Stossrichtung und Massnahmen
aufzuzeigen, die für die Stärkung
von Worb als Wohnort und als
Wirtschaftsstandort in die Wege
zu leiten seien, schreibt Sigel in
der Begründung. Der Gemeinde-
geschäftsplan soll dem Gemeinde-
rat und der Verwaltung als strate-
gisches Führungsinstrument die-
nen. Der Gemeinderat hatte das
Postulat zur Annahme empfohlen.

Überfall auf Laden
pkb. Ein Mann überfiel am Montag
um etwa 16.30 Uhr ein Lebensmit-
telgeschäft an der Wydenstrasse
in Worb. Er bedrohte die Inhaberin
mit einem Messer und verlangte
die Herausgabe von Geld. Er flüch-
tete mit mehreren Hundert Fran-
ken auf einem rostigen Fahrrad
Richtung Ortszentrum. Der Mann
ist um die 20 Jahre alt, etwa 1,75
Meter gross, schlank, hat kurze,
braune Haare und trug zur Tatzeit
eine braun-grün karierte Woll-
jacke. Er sprach Berndeutsch. Die
Polizei bittet um Hinweise unter
Telefon (031) 6344111.

K U R Z  B E R I C H T E T

Utzenstorf
Die Kandidierenden der SVP Amt
Fraubrunnen stellen sich vor. Mo-
deration von Roland Künzi. An-
schliessend wird eine kulinarische
Überraschung offeriert.
Gasthof Bären,
Mittwoch, 13. März, 20 Uhr.

Ittigen
Wahlveranstaltung der FDP Stadt
Bern und Amt Bern-Land. Nach ei-
nem Referat von Kuno Sommer,
CEO Berna Biotech AG, zum Thema
«Erwartungen der Wirtschaft an die
Politik» diskutieren Grossratskan-
didatinnen und -kandidaten ver-
schiedener Parteien über ihre Er-
fahrungen und beantworten Fra-
gen. Anschliessend Apero.
UBS AG, Talgut-Zentrum,
Mittwoch, 13. März, 19.30 Uhr.

Die «Bund»-Wahlagenda
weist auf die Veranstaltungen hin, die im Hin-
blick auf die Regierungs- und Grossratswahlen
vom 14. April 2002 durchgeführt werden.

W A H L A G E N D A

Seit die Schlossmauer zugemauert worden ist, führt fürs Volk kein Weg mehr durch den Park zur Kirche. MAX FÜRI

Schwierige
Schüler

MÜNSINGEN/In der Par-
lamentsdebatte über die
Revision des Schulregle-
ments war auch der Um-
gang mit renitenten
Schülern ein Thema.

reb. Ein Schulausschluss treffe
jene Schülerinnen und Schüler,
die mit sich und dem Umfeld
nicht zurechtkämen, sagte Ju-
gendarbeiterin Franziska Hess
(sp) am Montagabend im Mün-
singer Parlament. Sie müssten
von Fachpersonen begleitet
werden. Im Schulreglement
solle festgeschrieben werden,
dass es in der Schulkommission
für einen Ausschluss eine Zwei-
drittel-Mehrheit brauche. Mit
diesem Antrag hatte die SP je-
doch keinen Erfolg. Das Parla-
ment genehmigte den Vor-
schlag des Gemeinderates: Um
renitente Schülerinnen und
Schüler aus der Schule auszu-
schliessen, braucht es in der
Schulkommission künftig eine
einfache Mehrheit. Zur Erinne-
rung: Ab August können im
Kanton Bern renitente Schüle-
rinnen und Schüler für maxi-
mal zwölf Wochen von der
Schule ausgeschlossen werden.

Des Weitern stimmte das
Parlament der Einführung ei-
nes «SchülerInnenrates» zu
(siehe Haupttext). In der
Schlussabstimmung sagte das
Parlament einstimmig Ja zum
revidierten Schulreglement. Es
tritt auf 1. August in Kraft.

bas/reb. In der Schule Rüfenacht
stehen im Mai Wahlen an: Jede
Klasse wird festlegen, welche
Schülerin oder welcher Schüler
sie ab nächstem Schuljahr im
Schülerrat vertreten wird und wer
Ersatzmitglied ist. Voraussicht-
lich einmal pro Quartal werde der
Rat künftig tagen, vermutet
Schulleiter Urban Saier. Diskutie-
ren werde das neue Gremium et-
wa über Bestimmungen in der
Hausordnung, über die Pausen-
platzgestaltung oder den Umgang
mit Sprayereien und Vandalis-
mus. Kein Thema für den Schüler-
rat werde hingegen beispielsweise
die Gestaltung des Stundenplans
sein, sagt Saier.

Parlamente stehen dahinter 
Nach Auskunft des Schulleiters

war in der Schule Rüfenacht die
Gründung eines Schülerrats ur-
sprünglich die Idee von Schülerin-
nen und Schülern. Mit der Ein-
führung des revidierten Schul-
und Kindergartenreglements auf
Beginn des nächsten Schuljahres
hin (siehe Kasten rechts) werden
sich auch die Verantwortlichen
anderer Worber Schulen und der
Gemeinderat mit der Schülermit-
wirkung befassen müssen: Laut
Reglement hat die Gemeinde
dafür zu sorgen, dass die Schüle-
rinnen und Schüler «angemes-
sen» mitreden und mitbestimmen
dürfen (siehe «Bund» von ges-
tern). Ähnliches hat ebenfalls am
Montagabend das Münsinger Par-
lament (siehe auch Kasten links)

beschlossen: Auf Antrag der SP
wird im Schulreglement veran-
kert, dass für die Volksschule ein
«SchülerInnenrat» gebildet wer-
den könne. Alles Weitere zur
Schülerinnen- und Schülermit-
sprache habe der Gemeinderat in
einer Verordnung zu bestimmen.
Ein solches Papier erarbeitet nun
auch die Worber Exekutive.

Reden oder bestimmen?
Während in Münsingen einzig

von Schülermitsprache die Rede
ist, geht es in Worb ausdrücklich
um Mitsprache und Mitbestim-
mung. «Dazwischen liegt ein mas-
siver Unterschied», betont der
Worber Parlamentarier Jonathan
Gimmel (fww). Mitsprache könn-
te unter Umständen heissen, dass
in einer konkreten Frage zwar ei-
ne Meinungsäusserung möglich
sei – diese dann aber in der Ent-
scheidfindung nicht berücksich-
tigt werde. Mitbestimmung hin-
gegen bedeute, dass die Schüle-
rinnen und Schüler auch tatsäch-
lich mitentscheiden dürften.
Schulvorsteher Heinz Neuen-
schwander riet dem Parlament
denn auch davon ab, den Begriff
Mitbestimmung ins Reglement
aufzunehmen: «Das könnte recht-
lich problematisch sein.» 

Auch für die Münsinger SP-
Parlamentarierin und Jugend-
arbeiterin Franziska Hess wäre
Mitbestimmung «ein heikler Be-
reich». Da müsste sehr genau fest-
gelegt werden, wo Kinder und Ju-
gendliche mitwirken könnten und

wo nicht. «Die Mitbestimmung
müsste ernst genommen werden.
Es gibt aber Bereiche, wo sie nicht
durchführbar ist», sagt Hess. Es
sei deshalb ehrlicher und besser,
Mitsprache oder Mitwirkung zu
ermöglichen. Wichtig sei aller-
dings, dass die Beteiligung der
Kinder und Jugendlichen ernst
genommen werde, so Hess. Und:
Sie sollte früh, am besten schon
im Kindergarten, beginnen.

Frage des guten Willens
Mitsprache und Mitbestim-

mung seien keine fix definierten
Begriffe, sagt Beatrice Tobler,
stellvertretende Generalsek-
retärin der Erziehungsdirektion.
Was genau darunter zu verstehen
sei, sei in jedem Geltungsbereich
genau festzulegen. Der Schüler-
mitbestimmung seien aber klar
Grenzen gesetzt: So könne zum
Beispiel eine unmündige Person
nicht stimmberechtigtes Mitglied
einer Kommission werden. Prob-
lematisch sei die Mitentscheidung
grundsätzlich bei allem, was ho-
heitlichen Charakter habe. So stel-
le sich die Frage, wer Sanktionen
treffen dürfe, wenn Vorschriften
eines Schülerrats – beispielsweise
ein Rauchverbot – verletzt wür-
den. Grundsätzlich sei die Mög-
lichkeit zur Mitwirkung so etwas
wie ein Vertrag zwischen Schüler-
schaft, Lehrerschaft und Behör-
den: «Ob die Zusammenarbeit
funktioniert, hängt von der Ein-
stellung und dem guten Willen der
Beteiligten ab.»

Mitreden – mitentscheiden?
SCHULE/Sowohl in Münsingen wie auch in Worb sollen Schülerinnen und Schüler künf-
tig die Möglichkeit zur Mitwirkung haben. Wie weit diese geht, ist vor allem eine Frage der
Auslegung – unabhängig davon, ob von Mitsprache oder Mitbestimmung die Rede ist.

bas. In «schon fast unbernischer
Hast», dies die Einschätzung von
Therese Bernhard (svp), sei das
Worber Schul- und Kindergar-
tenreglement überarbeitet wor-
den. Trotz des ehrgeizigen Fahr-
plans habe die Spezialkommis-
sion gute Arbeit geleistet, rühmte
Bernhard am Montagabend im
Parlament, «und es macht keinen
Sinn, etwas zurückzuweisen, nur
weils mal schneller als gewohnt
gegangen ist». In fast allen Punk-
ten sei es gelungen, den besten
Kompromiss zu finden, hielt
Franziska Fritschy (fdp) fest.
Dies habe wohl «nicht zur bes-
ten, aber zur bestmöglichen Lö-
sung» geführt. Anders urteilte
Hans Ulrich Joss (sp): Der Regle-
mentsentwurf befriedige nicht,
er sei nicht entscheidungsreif, di-
verse Abklärungen seien nicht
abgeschlossen. Die SP beantrag-
te die Rückweisung der Vorlage.
Mit 25 zu 11 Stimmen lehnte das
Parlament den Antrag ab.

Gleiches widerfuhr einer Rei-
he von Änderungsanträgen der
SP. So sprach sich das Parlament
etwa dagegen aus, dass weiterhin
es selbst die Mitglieder der neu
drei Schul- und Kindergarten-
kommissionen (der «Bund» be-
richtete) wählen darf; künftig
wird dies der Gemeinderat tun.
Diese Kommissionen seien nicht
bloss vorberatende Gremien wie

andere Fachkommissionen, son-
dern hätten Entscheidbefugnis-
se und sollten deshalb politisch
abgestützt sein, hatte Joss argu-
mentiert. «Der Departements-
chef kann Grüppchen von Ja-Sa-
gern zusammenstellen», warnte
Hans Ulrich Steiner (gfl). Wenn
der Gemeinderat die Sitze in den
Kommissionen öffentlich aus-
schreibe, sei das Reservoir an
möglichen Mitarbeitenden grös-
ser als bei der Besetzung durch
die Parteien, entgegnete Schul-
vorsteher Heinz Neuenschwan-
der (fdp). Mühe bekundete die
SP weiter damit, dass der zustän-
dige Gemeinderat den Kommis-
sionen bloss mit beratender
Stimme angehören wird. So wer-
de dem Anspruch auf politische
Einbindung nicht Genüge getan:
«Der Gemeinderat darf kein
Schmalspur-Mitglied sein, son-
dern muss die drei Kommission
von Amtes wegen präsidieren»,
verlangte Joss. Dies, so Neuen-
schwander, sei in einem Milizsys-
tem gar nicht möglich. Eine
Mehrheit fand hingegen die For-
derung von Jonathan Gimmel
(fww) und Olivier Dinichert (fdp),
die Schülermitsprache und -mit-
bestimmung sei im Reglement zu
verankern (siehe Text links). Mit
27 zu 10 Stimmen verabschiedete
das Parlament dieses schliess-
lich.

Die SP stand auf 
verlorenem Posten

WORB/Das Parlament sagte ja zum revidierten Schul-
und Kindergartenreglement. Die SP blitzte mit einem
Rückweisungs- und mehreren Änderungsanträgen ab.


